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Geſetz-Sammlung 
für die 5 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Xr. 61. nn 


(Nr. 4559.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obliga⸗ 
tionen des Greifenberger Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. 
Vom 23. Oktober 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. f 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Greifenberger Kreiſes auf den Kreis⸗ 
tagen vom 23. April 1852. und vom 31. Mai 1854. beſchloſſen worden, die 
zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen 

Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag 
der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit 
Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem 
angenommenen Betrage von 100,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich 
hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu er⸗ 
innern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, 
in Buchſtaben: Einhundert tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


50 Stuͤck A 500 Rthlr. = 25,000 Rthlr., 


150 2 z 200 2 — 30,000 z 
3000 ooo 50.000 = 3 
300 z 2 30 2 = 15,000 z 7 7 


Summa 100,000 Rthlr. 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
vier und einem halben Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das 
Loos zu beſtimmenden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1858. ab mit wenig⸗ 
ſtens jährlich Einem Prozent des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehen⸗ 
den Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, 
geltend zu machen befugt iſt. i 
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Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 23. Oktober 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Obligation 


des 
Greifen berger Kreiſes 
Littr. S 
Aber Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unterm 21. Januar 1856. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreistags⸗ 
Beſchluͤſſe vom 23. April 1852. und 31. Mai 1854. wegen Aufnahme einer 
Schuld von 100,000 Thalern, bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den 
Chauſſeebau des Greifenberger Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr 
jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu 
einer Schuld von Thalern Preußiſch Kurant nach dem Muͤnzfuße 
von 1764., welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit vier und einem 
halben Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld erfolgt aus einem zu dieſem Be⸗ 
hufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent jaͤhrlich. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1858. ab alljaͤhr⸗ 
lich. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch 
größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuld⸗ 
verſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuld⸗ 
verſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und 
Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffent⸗ 
lich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt mindeſtens vier Monate 
vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Ran zu 
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Stettin, in einer zu Stettin erſcheinenden Zeitung und im Greifenberger 
Kreisblatte. 5 . 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute 
an gerechnet, mit vier und einem halben Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte 
mit jenem verzinſet. a 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Greifenberg, und zwar auch in der nach 
dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
Ane Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

5 Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts -Ordnung 
7 I. Titel 51. F. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Grei⸗ 
fenberg. . 
OZinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Greifenberg gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Bei Deffen zu Urkunde haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterſchrift 
ertheilt. 8 

Greifenberg, den nn 48 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Greifenberger 
er Kreiſe. 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Zins ⸗ Kupon 


zu der 
Kreis-Obligation des Greifenberger Kreiſes 
Nin . bes Thaler zWu Prozent Zinſen 
übern Thalexß Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons ene gegen deſſen Ruͤckgabe in 
der Zeit vom en ie r FIRT I reſp. vom 
V bis eee und ſpaͤterhin die Zinſen der 
vorbenannten Kreis- Obligation für das Halbjahr vom .......n......- bis 
EI mit (in Buchflaben) ...... Thaler ..... Silbergroſchen bei 
der Kreis-Kommunalkaſſe zu Greifenberg. 


Greifenberg, den . ken 1 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für 65 Chauſſeebau im 
Greifenberger Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach der 


Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden Halb— 
jahres an gerechnet, erhoben wird. 


provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Talon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Greifenberger Kreiſes.“ 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli— 

gation des Greifenberger Kreiſes t 
Lift. . uͤben Thaler 

3 Prozent Zinſen die .... te Serie Zinskupons fuͤr die San 18. 
bis 18.. bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu 1 

Greifenberg, den iin 

Die ſtändiſche Kreis-Kommiſſion 15 den Chauſſeebau im 
Greifenberger Kreiſe. 
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(Tr. 4560.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Oktober 1856., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
8 kaliſchen Vorrechte zum Bau und zur Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 

Chauſſee von der neuen Muͤhle bei Worbis uͤber Gernrode bis zur Hei⸗ 

ligenſtadt⸗Muͤhlhauſener Staatsſtraße oberhalb Ammern. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von der neuen Muͤhle bei Worbis uͤber Gernrode, Niederorſchel, Ruͤdigersha⸗ 
gen, Huͤpſtedt, Eigenrode und Dachrieden bis zur Heiligenſtadt-Muͤhlhauſener 
Staatsſtraße oberhalb Ammern genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß 
das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗- und Unterhaltungs⸗Mate⸗ 
rialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den be⸗ 
theiligten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unter⸗ 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats - Chauffeen jedesmal geltenden Chauffeegeld- 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld - Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die ge⸗ 
dachte Straße zur Anwendung kommen. 5 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 23. Oktober 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


* 


(Nr, 4561.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Oktober 1856., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte zum Bau und zur Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Eſchbach nach Roesrath im Kreiſe Muͤhlheim, Regierungs⸗ 
bezirks Coͤln, mit einer Zweigſtraße von Roesrath nach Hoͤheberg. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ges 
meinde⸗Chauſſee von Eſchbach nach Roesrath im Kreiſe Muͤhlheim, Regie⸗ 
rungsbezirks Cöln, mit einer Zweigſtraße von Roesrath nach Hoͤheberg geneh⸗ 
migt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht für die zu 
den Chauffeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr 

(Nr. 45604562.) die 
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die Staats Chauffeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwens 
dung kommen ſollen. Zugleich will Ich den betheiligten Gemeinden gegen Ueber⸗ 
nahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwen⸗ 
dung kommen. 5 5 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 23. Oktober 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
{ und den Finanzminiſter. f 


(Nr. 4562.) Statut fuͤr die Genoſſenſchaft zur Melioration der Laͤndereien am Goplo-See, 
im Bachorze-Bruche und im Montwey-Thale. Vom 24. Oktober 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, auf Grund der $$. 56. 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
(Geſetz⸗Sammlung von 1843. S. 51.) und Artikel 2. des Geſetzes vom 11. Mai 
1853. (Geſetz⸗Sammlung von 1853. S. 182.), was folgt: 


SE 
Um die im Inowraclawer Kreiſe um den Goplo-See, im Bachorze: 
Bruch und im Montwey⸗Thale bis zum Wengiercer See belegenen Grund— 
ſtuͤcke, welche durch unzeitige Ueberſchwemmungen leiden, beſſer zu entwaͤſſern 
und, ſoweit es moͤglich und erforderlich iſt, zu bewaͤſſern, werden die Eigenthuͤ— 
mer dieſer Grundſtuͤcke zu einer Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten unter 
dem Namen: i g 
i „Genoſſenſchaft zur Melioration der Laͤndereien am 
oplo-See, im Bachorze-Bruch und im Montwey⸗ 
Thale“ | 
vereinigt. — Die Genoſſenſchaft hat ihren Sitz zu Inowraclaw und ihren 
Gerichtsſtand bei dem Kreisgericht daſelbſt. 
ö §. 2. 


5 


H. 2. 

Die Genoſſenſchaft umfaßt fuͤr jetzt ſaͤmmtliche Grundſtuͤcke, welche das 
ſpezielle Vermeſſungsregiſter des Feldmeſſers Huͤbner nach der von demſelben 
im Jahre 1853 — 1854. angefertigten Karte des Bachorze-Bruches und Goplo⸗ 

Sees, ſowie der Sektion XVIII. der Netzkarten von Smeil nachweiſt. 

Auf Beſchwerde einzelner Betheiligter kann eine Berichtigung des Me⸗ 
liorationsbezirkes auf dem in $. 19. angegebenen Wege herbeigeführt werden. 
Außerdem kann der Meliorationsbezirk auf Antrag des Vorſtandes mit Ein⸗ 
willigung der betheiligten Grundbeſitzer und Genehmigung der Aufſichtsbehoͤrde 
erweitert und beſchraͤnkt werden. 


. 

Der Zweck der Genoſſenſchaft iſt zunaͤchſt die beſſere Entwaͤſſerung des 
Meliorationsterrains; die zur Erreichung dieſes Zweckes noͤthigen Anlagen, als 
Graͤben, Stromregulirungen, Bruͤcken u. ſ. w. hat die Genoſſenſchaft nach dem 
von dem Bau-Inſpektor Sturtzel im Juli — Auguſt 1855. entworfenen, bei 
der Reviſion feſtgeſtellten Meliorationsplane auszuführen. Dabei wird als Re⸗ 
gel hingeſtellt, daß nur diejenigen Anlagen von der ganzen Genoſſenſchaft aus⸗ 
geführt werden ſollen, die erforderlich find, um den einzelnen Intereſſenten die 
ſpezielle Entwaͤſſerung ihrer Laͤndereien moͤglich zu machen. 

Erhebliche Abaͤnderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 
Ausfuͤhrung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Mini⸗ 
ſteriums fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


H. 4. 


Dieſe Anlagen ($. 3.) find auch von der Genoſſenſchaft kuͤnftig zu un⸗ 
terhalten, ſoweit ſie zur gemeinſchaftlichen Benutzung ganzer Abtheilungen der 
zu meliorirenden Grundſtücke dienen, wogegen diejenigen Anlagen, welche nur 
einzelnen Grundbeſitzern zum Vortheile gereichen, von dieſen allein, oder von 
mehreren gemeinſchaftlich unterhalten werden muͤſſen. i 

Ueber die von der Genoſſenſchaft fortdauernd zu unterhaltenden Anlagen 
und uͤber die der Genoſſenſchaft gehoͤrigen Grundſtuͤcke iſt vom Vorſtande ein 
Kataſter zu fuͤhren. 

Entſteht Streit daruͤber, ob gewiſſe Anlagen auf Koſten der Genoſſen⸗ 
ſchaft oder von den Beſitzern der betreffenden Grundſtuͤcke auszuführen find, fo 
wird daruͤber in dem in F. 19. vorgeſchriebenen Wege entſchieden. 


§. 5. 

Die Koften der Ausführung und Unterhaltung der Entwaͤſſerungsanlagen 
werden von ſaͤmmtlichen Betheiligten nach WVerhältniß des aus dem Kataſter 
ſich ergebenden Flaͤcheninhalts ihrer Grundſtuͤcke im Meliorationsbezirk, mit 
Ausſchluß der im Kataſter nachgewieſenen Seen, aufgebracht. 


F. 6. 
Nach Ausfuͤhrung der Entwaͤſſerungsanlagen hat der Vorſtand nach An⸗ 
(Ir. 4562.) hoͤrung 


eg 


hoͤrung der einzelnen betheiligten Grundbeſitzer zu prüfen, wo und in welchem 2 
Umfange Bewaͤſſerungsanlagen einzurichten ſind und die Einrichtung noͤthigen⸗ 
falls von Amtswegen zu betreiben. Es iſt dabei in jedem einzelnen Falle zu 
beſtimmen, wie die Koſten der Anlagen aufzubringen ſind, und gilt als Regel, 
daß die Koſten von den bei dem einzelnen Unternehmen Betheiligten nach Ber: 
haͤltniß des Vortheils zu tragen find. Die Genoſſenſchaft als ſolche hat nur 
da einen Antheil an den Bewaͤſſerungskoſten zu uͤbernehmen, wo ſich nach der 
Ausfuͤhrung der Entwaͤſſerung herausſtellen ſollte, daß die Laͤndereien durch die 
bloße Entwaͤſſerung Nachtheil erlitten haben. 

Der Bewaͤſſerungsplan wird in Streitfaͤllen durch Entſcheidung der Re⸗ 
gierung in Bromberg nach Anhoͤrung des Vorſtandes und der Betheiligten 
feſtgeſtellt, gegen welche Entſcheidung binnen ſechs Wochen nach Bekannt⸗ 
machung derſelben der Rekurs an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten offen ſteht. 

i Streitigkeiten über die Beitragspflicht finden in dem $. 19. bezeichneten 
Wege ihre Erledigung. \ 

‘ Nee 

Jedes Mitglied hat der Genoſſenſchaft von feinen Grundſtuͤcken diejeni⸗ 
gen Flächen, welche zum Bau oder zur Verbreitung der Zuleitungs- und Ab⸗ 
leitungskanaͤle und des Fluſſes erforderlich ſind, inſoweit ohne Entſchaͤdigung 
abzutreten, als der bisherige Nutzungswerth nach vorausſichtlicher Schaͤtzung 
durch die ihm demnaͤchſt verbleibende Grasnutzung auf den Dammdoſſirungen 
und Uferwaͤnden und durch die ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufälligen 
Vortheile aufgewogen wird. Streitigkeiten hieruͤber werden mit Ausſchluß des 
Rechtsweges ſchiedsrichterlich entſchieden. 

Die fonfligen zur Ausführung der Melioration, namentlich zur Anlegung 
der Kanaͤle, Bruͤcken, Schleuſen, Wehre, Waͤrterhaͤuſer und Wege, erforder: 
lichen Grundſtuͤcke werden im Mangel der Einigung von der Genoſſenſchaft 
nach den Vorſchriften des Geſetzes uͤber die Benutzung der Privatfluͤſſe vom 
28. Februar 1843. erworben. Wegen Auszahlung der Geldverguͤtigung fuͤr 
die der Expropriation unterworfenen Grundſtuͤcke kommen die fuͤr den Chauſſee⸗ 
bau hieruͤber beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in Anwendung. 


H. 8. 


Die Meliorationsbeitraͤge find von den Mitgliedern nach den Ausſchrei— 
bungen des Direktors der Genoſſenſchaft zu deren Kaffe zu zahlen. 

Reklamationen gegen die Hoͤhe der eingeforderten Beitraͤge werden vom 
Vorſtande und in letzter Inſtanz vom Schiedsgericht entſchieden. Sie muͤſſen 
bei Vermeidung der Praͤkluſion ſpaͤteſtens binnen zehn Tagen nach erfolgter 
Bekanntmachung der erſten Zahlungsaufforderung beim Direktor der Genoſſen⸗ 
ſchaft angemeldet werden. d 

H. 9. 


Die Zahlung der Beitraͤge kann von dem Direktor der Genoſſenſchaft 
in eben der Art, wie dies bei den öffentlichen Laſten zulaͤſſig iſt, durch Exe⸗ 
kution erzwungen werden. 

Die 


* 


ee 


Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer oder andere 
Beſitzer eines verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den 
eigentlich Verpflichteten. Bei Beſitzveränderungen kann fi die Verwaltung 
auch an den im Kataſter genannten Eigenthuͤmer fo lange halten, bis ihr die 


Beſitzveraͤnderung zur Berichtigung des Kataſters angezeigt und fo nachgewieſen 


iſt, daß auf Grund dieſer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kann. 


$. 10. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht ein Direktor und ein Vorſtand 
von fuͤnf Mitgliedern. Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. 

Nur fuͤr die baaren Auslagen iſt dem Direktor eine Remuneration von 
dem Vorſtande feſtzuſetzen. i g 

In der Regel ſoll der Landrath des Inowraclawer Kreiſes zugleich Ge⸗ 
noſſenſchafts direktor fein. 

Dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bleibt es 
uͤberlaſſen, zeitweiſe einen anderen Genoſſenſchaftsdirektor zu ernennen. 


H. 11. 


Die Mitglieder des Vorſtandes und eine gleiche Zahl von Stellvertre⸗ 
tern werden von den betheiligten Grundbeſitzern aus ihrer Mitte gewaͤhlt. Zu 
dem Ende zerfaͤllt der Meliorationsbezirk in fuͤnf Wahlbezirke, deren jeder ein 
Vorſtandsmitglied und einen Stellvertreter fuͤr denſelben zu ernennen hat. 

1) Den erſten Wahlbezirk bilden folgende Beſitzungen, nach den Haupt⸗ 

nummern des Kataſters zuſammengeſtellt: 5 

1. Piotrkowice, 3. Krusza podlodowa, 4. Krusza zamkowa, 5. Mont⸗ 
wey, 6. Tupadly, 7. Przedbojewiee, 8. Janowice, 9. Rozniaty, 
10. Kobelnik, 84. das adlige Gut Szarley, 86. Bozejewice, 
87. Oſtrowo, 88. das Gut Lojewo, 89. Koͤnigswerder, 91. Vor⸗ 
werk Sikorowo, 96. Koscielec, 97. Popowice, 99. Leszezyee und 
100. Dziarnowo; 

2) den zweiten Wahlbezirk bilden: 

f 12. Lagiewnik, 14. Gizewo, 15. Racice, 16. Baranowo, 17. das 

adlige Gut Lenk, 19. Lachmirowice, 20. Siemionki, 23. Koscieszki, 

24. Probſtei Koscieszki, 25. Dubska, 26. Rzeszynek, 28. Oſtrowek, 
30. Mietlica, 32. Popowo, 34. Probſtei Oſtrowo, 35. Oſtrowo, 
37. das Vorwerk Kicko, 38. Tarnowko, 39. Ruſinowo; 
3) den dritten Wahlbezirk: ö i 
41. das adlige Gut Gocanowo, 42. Tarnowo, 44. das adlige Gut 
Kruſchwitz, 45. Goplo, 51. das adlige Gut Wroble, 53. Glembokie, 
55. Piaski, 56. Probſtei daſelbſt, 57. Mareinki, 62. Skotniki krö⸗ 
lewskie, 64. das adlige Gut Konary, 67. das Vorwerk Baskowo; 
4) den vierten Wahlbezirk: N 5 

68. das Vorwerk Dziewa, 70. Sobiefiernie, 71. Pieczysko, 73. das 
adlige Gut Radajewice, 74. Popowo, 75. die Probſtei in Pieranie, 
Jahrgang 1856. (Nr. 4562.) 127 76. Lon⸗ 
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81. Gorh Probſtei, 82. Dziennice, 83. Karczyn; 

5) den fuͤnften Wahlbezirk: 
2. Zalinowo, 11. die Stadt Kruſchwitz, 13. Friedrichowo, 18. die 
bäuerlichen Laͤndereien in Lenk, 21. Dorf Wloſtowo, 22. Kolonie 
Wloſtowo, 27. Rzeſzyn, 29. Kamiona, 31. Zlotowo, 33. Orpichowo, 
36. Dorf Kicko, 40. die baͤuerlichen Laͤndereien in Gocanowo, 
43. Bacharcie, 46. Dorf Kruſchwitz, 47. Swiatnifi, 48. Brucki, 


76. Lonkoein, 77. Niemojewo, 78. Gora, 79. Witowy, 80. Dulsk, 5 | 


49, Groß⸗Piecki, 50. Skotniki zablotne, 52. die bäuerlichen Ländereien 


in Wroble, 54. Zaborowo, 58. Szoſtak, 59. Broniewo, 60. Plawki, 
61. Wola (Wapowska), 63. Papros, 65. die baͤuerlichen Laͤndereien in 
Konary, 66. Dorf Baskowo, 69. Dorf Dziewa, 72. die baͤuerlichen 


Laͤndereien in Radajewice, 85. die baͤuerlichen Laͤndereien in Szarley, 


90. Dorf Lojewo, 92. Sikorowo, 93. Kolonie Sikorowo, 94. Szym⸗ 
borze, 95. Inowraelaw, 98. Batkowo, 101. Klein⸗Piecki. 


H. 12. 


Bei der Wahl der Vorſtandsmitglieder hat ein jeder Grundbeſitzer von 
Einem bis zu zehn Morgen des Meliorationsterrains Eine Stimme, wer uͤber 
zehn bis zwanzig Morgen beſitzt zwei Stimmen, uͤber zwanzig bis dreißig Mor⸗ 
gen drei Stimmen und fo fort. Wer mit feinen Meliorations-Kaſſenbeitraͤgen 
im Ruͤckſtande iſt, oder den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat, darf an der Wahl nicht Theil nehmen. 

Von dem Direktor wird die Liſte der Waͤhler jeder Wahlabtheilung mit 
Huͤlfe der Gemeindevorſteher aufgeſtellt und der Wahltermin abgehalten. 

Die Liſte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren 
zur oͤffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. 

Waͤhrend dieſer Friſt kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die 
Richtigkeit der Liſte bei dem Direktor erheben. Die Entſcheidungen auf die Ein⸗ 
wendungen und die Pruͤfung der Wahl ſteht dem Vorſtande zu. Im Uebrigen 
ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung zur Annahme 
unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber Gemeindewahlen, welche in jedem 
Orte gelten, anzuwenden. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte des Vorſtandes (und zwar das erſte 
Mal zwei Mitglieder nach dem Looſe) aus und wird durch Neuwahl erſetzt. 
Die ausſcheidenden Mitglieder koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


$. 13. 


Die Wahl der fuͤnften Abtheilung iſt eine indirekte, der Art, daß jede 
Ortsgemeinde einen Wahlmann zu ernennen hat, der in der Wahlverhandlung 


die Stimmen aller Intereſſenten der betreffenden Ortſchaft führt. Als Wahl 


mann fungirt in der Regel der Buͤrgermeiſter oder Ortsvorſteher; jedoch können 
die betheiligten Grundbeſitzer jeder Ortſchaft die Ernennung eines anderen Wahl⸗ 
manns beſchließen. Dieſer Beſchluß iſt in der Form der gewoͤhnlichen 9715 

meinde⸗ 
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meindebeſchlüſſe zu faſſen und gilt dabei das im vorigen Paragraphen angege⸗ 
bene Stimmverhaͤltniß. 8 5 i 1 
§. 14. 


Der Vorſtand verſammelt ſich regelmaͤßig alle Jahr zweimal zur Fruͤh⸗ 
jahrs- und Herbſtſchau in den erſten Tagen des Mai und Oktober, um den 
Etat feſtzuſtellen, die Jahresrechnung abzunehmen, Streitigkeiten unter den Ge⸗ 
noſſenſchaftsmitgliedern wo moglich an Ort und Stelle zu entſcheiden und die 
ſonſt noͤthigen Beſchluͤſſe zu faſſen. 5 

Nach Beduͤrfniß kann der Direktor außerordentliche Verſammlungen aus⸗ 
ſchreiben. Der Direktor iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender des Vorſtandes mit 
entſcheidendem Votum bei Stimmengleichheit. Er beruft die Vorſtandsver⸗ 
ſammlungen, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in den 
Sitzungen. Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der 
Verſammlung. Mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe ſieben freie Tage 
vorher erfolgen. 

Wer am Erſcheinen behindert iſt, muß die Vorladung ſeinem Stellver⸗ 
treter mittheilen. 8 

Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn mindeſtens drei Mitglieder 
außer dem Vorſitzenden zugegen ſind. Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der 
Vorſtand zum dritten Male zur Verhandlung uͤber denſelben Gegenſtand zu⸗ 
ſammenberufen und dennoch die genuͤgende Anzahl nicht erſchienen iſt. Bei 
der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung aus⸗ 
druͤcklich hingewieſen werden. 

Die Beſchluͤſſe und die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder 
werden in ein beſonderes Buch eingetragen; ſie werden vom Direktor und den 
anweſenden Mitgliedern der Verſammlung vollzogen. 


H. 15. 


Der Direktor iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde der Genoſſenſchaft, 
vertritt dieſelbe anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber und handhabt die 
oͤrtliche Polizei zum Schutze der Anlagen. 5 

Er führt ein Dienſtſiegel mit der Umſchrift: 


„Direktorium der Genoſſenſchaft zur Melioration der Laͤndereien am 
Goplo⸗See, im Bochorze-Bruch und im Montwey-⸗ Thale.“ 88 


Er hat insbeſondere: 

a) die Meliorations⸗Kaſſenbeitraͤge aus zuſchreiben und einzuziehen, die Zah⸗ 
lungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſe unter Zuziehung eines 
anderen vom Vorſtande dazu beſtimmten Mitgliedes vierteljaͤhrlich einmal 
zu revidiren; N 

bp) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung nebſt einem Jahres⸗ 
bericht dem Vorſtande in der Fruͤhfahrsverſammlung vorzulegen; 

c) die Beamten zu beaufſichtigen und die halbjaͤhrige Grabenſchau mit dem 
Grabeninſpektor und den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten; 

(Ar. 4562.) 127% d) den 


Zen. 


dh) den Schriftwechfel fuͤr die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. . 
Zu Vertraͤgen und Vergleichen uͤber Gegenſtaͤnde von funfzig Tha⸗ 
lern und mehr iſt der genehmigende Beſchluß oder die Vollmacht des 
Vorſtandes beizubringen. Verträge und Vergleiche unter funfzig Thalern 
ſchließt der Direktor allein rechtsverbindlich ab und hat nur die Ver⸗ 
handlungen nachtraͤglich dem Vorſtande zur Kenntnißnahme vorzulegen; 
e) der Direktor iſt endlich befugt, wegen der Uebertretungen gegen die Be⸗ 
ſtimmungen des Statuts und der zum Schutze der Anlagen erlaſſenen 
Polizeireglements die Strafe bis zu drei Thalern Geldbuße vorläufig 
feſtzuſetzen, nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852. (Geſetz-Sammlung 
vom Jahre 1852. Seite 245.). Die vom Direktor allein, nicht vom 
Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldbußen fließen zur Meliorationskaſſe. 


In Abweſenheit und ſonſtigen Behinderungsfaͤllen kann der Direktor 
ſich durch ein Vorſtandsmitglied vertreten laſſen. 5 

Iſt die Stelle des Laͤndraths nicht beſetzt, oder derſelbe behindert, ſich 
ſelbſt einen Subſtituten zu beſtellen, ſo ernennt die Regierung einen ſolchen aus 
der Zahl der Vorſtandsmitglieder. 


$. 16. 


Ein mit Ent und Bewaͤſſerungsanlagen vertrauter Sachverſtaͤndiger iſt 
als Grabeninſpektor zu engagiren. 

Er hat die Waſſerleitungen und Bauwerke von Zeit zu Zeit zu beſich⸗ 
tigen, fuͤr deren ordentliche Unterhaltung und Behandlung zu ſorgen, die Bauten 
zu veranſchlagen und größere Bauten zu leiten; alles nach einer vom Vorſtande 
und dem Direktor feſtzuſtellenden Inſtruktion. 

Der Vorſtand waͤhlt den Grabeninſpektor auf ſechs Jahre und beſtimmt 
deſſen Remuneration. Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 


H. 17. 


Zur Bewachung und Bedienung der Anlagen ſtellt der Vorſtand einen 
oder mehrere Grabenmeiſter an, welche den Anweiſungen des Direktors und 
Grabeninſpektors puͤnktlich Folge leiſten muͤſſen und vom Direktor bei Dienſt⸗ 
vernachlaͤſſigungen oder Ungehorſam mit Verweis und Geldbuße bis zu drei 
Thalern beſtraft werden koͤnnen. 5 


§. 18. 


Die Verwaltung der Meliorationskaſſe iſt vom Vorſtande einem Ren⸗ 
danten und zwei aus der Mitte des Vorſtandes zu wählenden Kuratoren zu 
übertragen. Der Vorſtand ertheilt denſelben eine Inſtruktion und beſtimmt die 
Remuneration des Rendanten, ſowie die von ihm zu beſtellende Kaution. 


§. 19, 
Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft 115 
as 


- — 973 — 5 

das Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. s 

Dagegen werden alle andere, die gemeinſamen Angelegenheiten der Ge⸗ 
noffenfchaft, oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines Mitgliedes betreffende 
Beſchwerden vom Vorſtande unterſucht und entſchieden, inſofern nicht einzelne 
1 in dieſem Statut ausdruͤcklich an eine andere Behoͤrde gewie⸗ 
ſen ſind. i 
Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Direktor der Genoſſenſchaft angemeldet 
werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Regierungskommiſſarius (F. 23.) 
und aus zwei Beiſitzern; daſſelbe entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Ein wei⸗ 
teres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 

Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden vom Vorſtande 
auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt jeder Inlaͤnder, der in der Gemeinde 
feines Wohnſitzes zu den offentlichen Gemeindeaͤmtern wählbar und nicht Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 


f $. 20. 


Bei der Ab- und Zuleitung des Waſſers aus den Hauptgraͤben und in 
die Hauptgraͤben der Genoſſenſchaft hat jedes Mitglied die Anweiſungen des 
Direktors zu befolgen. f 

Die Grabenmeiſter der Genoſſenſchaft muͤſſen die Bewaͤſſerung fo leiten, 
daß alle Parzellen einen verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. 

Kein Eigenthuͤmer darf die Bewaͤſſerung ſelbſt vornehmen ohne Zuſtim⸗ 
mung des Grabenmeiſters, bei Vermeidung einer Strafe von zwei Thalern 
für jeden Kontraventionsfall. 


F. DA; 


Wegen des Waͤſſerungsverfahrens, der Heuwerbung und des Huͤtens 
auf den Wieſen, innerhalb der kuͤnftig etwa einzurichtenden Bewaͤſſerungs⸗ 
Anlagen, hat der Direktor mit Zuſtimmung des Vorſtandes die erforderlichen 
Reglements zu erlaſſen, wodurch die einzelnen Genoſſenſchaftsmitglieder bei 
Vermeidung von Strafen bis zum Betrage von drei Thalern zu Handlungen 
und Unterlaſſungen in gegenſeitigem gemeinſchaftlichen Intereſſe verpflichtet 
werden koͤnnen. 55 Hr 

Die Strafandrohung kann bis zum Betrage von zehn Thalern gehen, 
wenn die Regierung ihre Genehmigung dazu ertheilt hat. a 
8 Von jedem ſolchen Reglement iſt ſofort Abſchrift an die Regierung durch 
den Kreislandrath einzureichen (vergl. Hö. 8. und 9. des Geſetzes vom 
11. März 1850., Geſetz⸗Sammlung für 1850. S. 266.) 9.20 


(Nr. 4562.) 
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H. 22. 


Niemand kann gezwungen werden, Arbeiten auf ſeinem Grundſtuͤcke vor⸗ 
zunehmen, bei welchen kein anderes Genoſſenſchaftsmitglied ein Intereſſe hat; 
dagegen wird auch Niemand von den Beiträgen frei, weil er wegen der ſchlech⸗ 
ten Unterhaltung ſeiner Graͤben und Schleuſen, oder wegen der ſchlechten 
Bearbeitung feiner Grundſtuͤcke, von den Anlagen der Genoſſenſchaft keinen 
Vortheil hat. Die Unterhaltung der Anlagen, welche mehreren Grundbeſitzern 
gemeinſchaftlich dienen und von denſelben unterhalten werden muͤſſen, iſt von 
dem Direktor zu kontroliren und noͤthigenfalls durch Exekution auf Koſten der 
Saͤumigen zu bewirken. Wer ſolche Graben nicht bis zum 1. Juni gehörig 
raͤumt, zahlt außerdem pro Ruthe Einen bis zwei Silbergroſchen Strafe, nach 
Verhältniß des Umfangs der Gräben. 


§. 23. 


Die Genoſſenſchaft iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staats unterworfen. 

Dieſes Recht wird von der Regierung in Bromberg als Landes-Polizei⸗ 
behoͤrde und in höherer Inſtanz von dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, uͤbrigens in 
dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Ge- 
meinden zuſtehen. ö 
a Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Sta⸗ 

tuts uͤberall beachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und ordentlich erhalten, die 

Schulden regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. Sie ernennt hierzu einen 
beſtaͤndigen Kommiſſarius aus ihrer Mitte. Demſelben iſt Abſchrift des Etats 
und ein Finalabſchluß der Meliorationskaſſe jaͤhrlich einzureichen. i 

Die Regierung iſt befugt, Reviſtonen der Meliorationskaſſe und der ge- 
ſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung der Gra= 
benſchauen und der Vorſtandsſitzungen abzuordnen und auf Grund des Geſetzes 
vom 11. März 1850. uͤber die Polizeiverwaltung die erforderlichen Polizeiver⸗ 
ordnungen zum Schutze der Anlagen zu erlaſſen. 


H. 24. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die der Genoſſenſchaft 
nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
halts⸗Etat zu bringen, fo laͤßt die Regierung nach Anhoͤrung des Vorſtandes 
die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt die außer- 
ordentliche Ausgabe feſt und verfuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beitraͤge. 
Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die Be⸗ 
rufüng an das Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 25. 


Die Ausfuͤhrung der Entwaͤſſerungsanlagen nach dem feſtgeſtellten Me⸗ 
liorationsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter der Kontrole 
des 


. 


n 


— 


des Vorſtandes und ſeiner Mitg ieder einer beſonderen „Baukommiſſion“ uͤber⸗ 


tragen, welche aus ‘ 


a) einem Königlichen Kommiſſarius, 
bp) einem Bautechniker, 
c) einem Vorſtandsmitgliede und einem Stellvertreter deſſelben 
beſteht. Die Letzteren werden von dem Vorſtande aus ſeiner Mitte gewählt, 
Der Bautechniker, welcher zur Anftellung als Baumeiſter im Staatsdienſt be⸗ 
faͤhigt ſein muß, wird vom Vorſtande engagirt, der ſich mit ihm uͤber die aus 
der Meliorationskaſſe zu zahlende Remuneration zu einigen hat. Der Kom⸗ 
miſſarins, welcher während der Bauzeit zugleich die Geſchaͤfte des Direktors 
zu verſehen hat, wird von dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten ernannt und aus der Staatskaſſe remunerirt. 
H. 26. 
Die Kommiſſion faßt ihre Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit. f 
Sie beſorgt insbeſondere auch die Erwerbung und Abſchreibung der 
Grundſtücke, deren Ankauf zur Ausführung des feſtgeſetzten Meliorationsplanes 
nothwendig iſt; ſie iſt verpflichtet, im Intereſſe der Genoſſenſchaft auf moͤglichſte 
Koſtenerſparniß Bedacht zu nehmen und überhaupt Alles anzuordnen und zu 
veranlaſſen, was ihr zum Nutzen der Genoſſenſchaft zweckdienlich ſcheint. 


K. 27. 


Die Vertraͤge, welche die Baukommiſſion abſchließt, ſind von allen drei 
Kommiffiongmitgliedern zu unterſchreiben. — Verträge bei Gegenftänden uͤber 
fuͤnfhundert Rthlr. bedürfen zu ihrer Guͤltigkeit der Genehmigung des Vorſtandes. 


§. 28. 

Sobald die Entwäfferung ausgeführt iſt, hört das Mandat der Kom⸗ 
miſſion auf. Dieſelbe uͤbergiebt die Anlagen dem Vorſtande zur ferneren Ver⸗ 
waltung. Streitigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden von dem Mi⸗ 
niſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhoͤrung der 
Regierung in Bromberg entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. 

H. 29. 

Abaͤnderungen dieſes Statuts koͤnnen nur unter landes herrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. f ; 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouei, den 24. Oktober 1856. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


Simons. v. Manteuffel II. 


(Ir. 45624564.) (Nr. 4563.) 
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(Nr. 4563) Allerhöchſter Erlaß vom 2. November 1856., betreffend die Verleihung der 


Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Ge⸗ 
meinde Muͤnſtereifel, Regierungsbezirks Coͤln. 


ch will auf Ihren Bericht vom 31. Oktober d. J., deſſen Anlage hierbei 
zurückgeht, der auf dem Rheiniſchen Provinziallandtage im Stande der Städte 
vertretenen Gemeinde Muͤnſtereifel im Regierungsbezirk Coͤln, nach erfolgter 
Aus ſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande, in welchem fie bis her mit an⸗ 
deren Gemeinden geſtanden hat, ihrem Antrage gemaͤß, die Staͤdte-Ordnung 
fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai d. J. hiermit verleihen, wonach Sie das 
Weitere zu veranlaſſen haben. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 2. November 1856. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 


— 


An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4564.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. November 1856., betreffend die Verleihung der 
Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Ge⸗ 
meinde Vallendar, Regierungsbezirks Coblenz. 


Al Ihren Bericht vom 31. Oktober d. J., deſſen Anlage hierbei zuruͤckgeht, 
will Ich der Gemeinde Vallendar, im Regierungsbezirk Coblenz, welche auf 
dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertreten iſt, deren Antrage 
gemaͤß, nach erfolgter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande, in wel⸗ 
chem dieſelbe mit anderen Gemeinden ſteht, die Staͤdte-Ordnung fuͤr die Rhein⸗ 
provinz vom 15. Mai d. J. hierdurch verleihen, wonach Sie das Weitere zu 
veranlaſſen haben. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. | 


Berlin, den 2, November 1856. 
Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


